
 

 

 
 

 

Berlin, im März 2006 

 Stellungnahme Nr. 11/2006 

             abrufbar unter www.anwaltverein.de 

 

Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins 
 

durch den Zivilverfahrensrechtsausschuss  

 

Betreff: Gesetz über die Verwendung elektronischer Kommunikationsformen in der Justiz 

(Justizkommunikationsgesetz – JKomG) vom 23. März 2005 (BGBl. I, 837) 

 

hier: Rechtsverordnung zur verbindlichen Einführung von Formularen für den Antrag auf 

Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung gem. § 758 a Abs. 6 ZPO und für den 

Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses gem. § 829 Abs. 4 

ZPO 

 
Aktenzeichen Bundesministerium der Justiz: R A 4 – 3740 – 64 542/2005 

 
Mitglieder des Zivilverfahrensrechtsausschusses:  

Rechtsanwalt Dr. Bernd Hirtz (Vorsitzender) 

Rechtsanwalt Hartmut Braunschneider 

Rechtsanwalt Dr. Jochen Bühling 

Rechtsanwalt Curt Engels (Berichterstatter) 

Rechtsanwalt Dr. Hans C. Lühn 

Rechtsanwalt Dr. Carsten A. Salger 

Rechtsanwalt am BGH Dr. Volkert Vorwerk  

 

zuständige DAV-Geschäftsführerin:

Rechtsanwältin Angelika Rüstow 

 



 

 
Verteiler: 

¾ Bundesministerium der Justiz 

¾ Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 

¾ Rechtsausschuss des Deutschen Bundesrates 

¾ SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

¾ CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages, Arbeitsgruppe Recht 

¾ Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

¾ FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

¾ PDS-Fraktion im Deutschen Bundestag 

¾ Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

¾ Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

¾ Vorsitzender des FORUM Junge Anwaltschaft 

¾ Deutscher Richterbund 

¾ Deutscher Steuerberaterverband 

¾ Bundesrechtsanwaltskammer 

¾ Bundesnotarkammer 

¾ Steuerberaterverband 

¾ Redaktion NJW 

¾ ver.di, Bundesverwaltung, Fachbereich Bund und Länder, Richterinnen und Richter, 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 



 
 

 

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 60.000 Mitgliedern vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Zu den Vorschlägen des Bundesministeriums der Justiz zur Einführung von Formularen für den 

Antrag auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung nach § 758 a Abs. 6 ZPO sowie 

für den Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses gem. § 829 Abs. 4 

ZPO nimmt der Deutsche Anwaltverein wie folgt Stellung: 

 

 

1. Antrag auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung  

gem. § 758 a Abs. 6 ZPO  

 

 

Der dem Antrag beigefügte Beschlussentwurf bedarf der Ergänzung insoweit, als anzugeben 

ist, für welche Wohnung (konkrete Belegenheit) des Schuldners die 

Durchsuchungsanordnung zur Nachtzeit sowie an Sonn- und Feiertagen gelten soll und für 

welche Forderung aus dem Titel (OLG Köln JurBüro 1996, 213; Zöller/Stöber ZPO 25. Aufl. § 

758 a Rn. 27.  

 

Insoweit sollte dem von der Hans Soldan GmbH herausgegebenen Formular, das dieser 

Stellungnahme als Muster beigefügt ist, gefolgt werden. Indessen bedarf auch dieses 

Formular der Ergänzung im Anschluss an die „(Bezeichnung des Schuldtitels...)“. Wir 

schlagen folgende Formulierung vor: 

 

� Wegen der Forderung in Höhe von Euro.... 

� Wegen des Herausgabeanspruches (§ 883 ZPO) 

� wegen des Duldungsanspruches (§§ 887, 890, 892, 892 a ZPO) 

� die Erlaubnis erteilt, ab heute für die Dauer von    - 3 Monaten –  

____________________ zur Nachtzeit sowie an Sonn- und Feiertagen unter der 

Anschrift.............................................................................................................................. 

zu vollstrecken (§ 761 ZPO). 

 

 



Der dem Anordnungsantrag beigefügte Beschlussentwurf sollte auch eine Begründung 

enthalten entsprechend dem von der Hans Soldan GmbH herausgegebenen, dieser 

Stellungnahme beigefügtem Muster (siehe Zöller/Stöber aaO.). 

 

 

2. Das Formular für den Pfändungs- und Überweisungsbeschluss gem. § 829 Abs. 4 

ZPO 
 

bedarf auf Seite 1 in dem „Kasten“ betreffend die titulierte Forderung einer Änderung 

insoweit, als nach der Hauptforderung auch heute üblicherweise titulierte Zinsen, z. B.  

 

„Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz“  

 

dort eingetragen werden können. Gleiches gilt für die Zinsen auf festgesetzte Kosten bzw. 

Kosten des Mahnverfahrens.  

 

Bei dem zu pfändenden Anspruch B (gegenüber Bundesagentur für 

Arbeit/Sozialversicherungsträger) sollte es (wie unter Anspruch A) heißen: „Auf Zahlung 

der g e g e n w ä r t i g e n  u n d  k ü n f t i g e n  nach dem Sozialgesetzbuch zustehenden 

Geldleistungen“. 

 

Anstelle des verklausulierten Hinweises in der letzten Zeile zu Anspruch C (gegenüber 

Kreditinstituten) auf § 835 Abs. 3 Satz 2 ZPO sollte eine Konkretisierung treten im 

Anschluss an den Anspruch G (Sonstige) mit folgender Fassung: 

 

„Der Drittschuldner darf, soweit die Forderung gepfändet ist, an den Schuldner nicht 

mehr zahlen. Der Schuldner darf insoweit nicht über die Forderung verfügen, 

insbesondere sie nicht einziehen. Zugleich wird dem Gläubiger die zuvor bezeichnete 

Forderung  

        zur Einziehung 

 an Zahlungsstatt überwiesen 

 

Wird ein bei einem Geldinstitut gepfändetes Guthaben eines Schuldners, der eine 

natürliche Person ist, dem Gläubiger überwiesen, so darf erst zwei Wochen nach der 

Zustellung des Überweisungsbeschlusses an den Drittschuldner aus dem Guthaben 

an den Gläubiger geleistet oder der Betrag hinterlegt werden (§ 835 Abs. 3 Satz 2 

ZPO).“ 

 



Die Ausformulierung des § 835 Abs. 3 Satz 2 ZPO lässt den Schuldner erkennen, dass er 

innerhalb der dort genannten zwei Wochen die Möglichkeit hat, einen Schutzantrag nach 

§ 850 k ZPO zu stellen und eine einstweilige Anordnung oder vorläufige Aufhebung der 

Pfändung durch das Vollstreckungsgericht zu erwirken.  
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